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der Streitigkeit erforderliche Unterlagen beizufügen. 
Der Antragsteller hat zu versichern, dass

a) wegen derselben Streitigkeit ein Verfahren bei 
einer Verbraucherschlichtungsstelle weder durchge-
führt wurde noch anhängig ist,

b) bei Streitigkeiten über den Anspruch auf Abschluss 
eines Basiskontovertrags weder ein Verwaltungsver-
fahren nach den §§ 48 bis 50 des Zahlungskontenge-
setzes anhängig ist noch in einem solchen Verfahren 
unanfechtbar über den Anspruch entschieden wor-
den ist,

c) über die Streitigkeit von einem Gericht nicht durch 
Sachurteil entschieden wurde,

d) die Streitigkeit nicht bei einem Gericht anhängig 
ist,

d) die Streitigkeit weder durch Vergleich noch in an-
derer Weise beigelegt wurde und

e) wegen der Streitigkeit ein Antrag auf Bewilligung 
von Prozesskostenhilfe nicht abgelehnt worden ist, 
weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung keine hin-
reichende Aussicht auf Erfolg bot oder mutwillig 
erschien.

(2)
Der Antragsteller kann seinen Antrag bis zur Been-
digung des Verfahrens zurücknehmen. Mit der Rück-
nahme des Antrags endet das Schlichtungsverfahren.

§   6
B e h a n d l u n g  d e s  A n t r a g s

(1)
Ist die Schlichtungsstelle bei einer Streitigkeit nach 
§ 14 Absatz 1 des Unterlassungsklagengesetzes nicht 
zuständig, so gibt sie den Schlichtungsantrag unter 
Benachrichtigung des Antragstellers an die zustän-
dige Verbraucherschlichtungsstelle ab; soweit keine 
Streitigkeit nach § 14 Absatz 1 des Unterlassungskla-
gengesetzes vorliegt, lehnt der Schlichter im Falle der 
Unzuständigkeit die Durchführung des Schlichtungs-
verfahrens ab. Hat der Antragsgegner keine inländi-
sche Niederlassung, besteht aber eine Niederlassung 
in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum, unterrich-
tet die Schlichtungsstelle den Antragsteller über die 
Möglichkeit der außergerichtlichen Streitbeilegung 
in diesem Vertragsstaat. Auf Antrag des Antragstel-
lers leitet die Schlichtungsstelle den Antrag an eine 

für außergerichtliche Streitbeilegung zuständige 
Stelle in dem anderen Vertragsstaat weiter.

(2)
Ist die Schlichtungsstelle für den Antrag zuständig, 
bestätigt die Geschäftsstelle dem Antragsteller den 
Eingang seines Antrags. Entspricht ein Antrag nicht 
den Anforderungen des § 5 Absatz 1, weist die Ge-
schäftsstelle den Antragsteller auf die Mängel seines 
Antrags hin und fordert ihn auf, diese innerhalb einer 
Frist von einem Monat zu beseitigen. Der Antragstel-
ler ist darüber zu unterrichten, dass die Durchfüh-
rung des Schlichtungsverfahrens vom Schlichter 
abgelehnt werden kann, wenn innerhalb der Frist 	
die Mängel des Antrags nicht beseitigt werden.

(3)
Ist die Schlichtungsstelle für den Antrag zuständig 
und entspricht er den Anforderungen des § 5 Ab-
satz 1, leitet die Geschäftsstelle den Antrag dem 
Antragsgegner zu und fordert ihn zur Stellung-
nahme innerhalb eines Monats nach Zugang des 
Antrags auf. Die Geschäftsstelle leitet dem Antrag-
steller die Stellungnahme des Antragsgegners zu. 
Wenn der Antragsgegner nach seiner Stellungnah-
me nicht bereit ist, dem Begehren des Antragstel-
lers zu entsprechen, stellt die Geschäftsstelle dem 
Antragsteller anheim, sich innerhalb eines Monats 
zur Stellungnahme des Antragsgegners zu äußern. 
Die Fristen nach Satz 1 und 3 können auf Antrag um 
einen Monat verlängert werden. Nach Ablauf der 
Stellungnahmefrist des Antragstellers legt die Ge-
schäftsstelle dem Schlichter den Antrag sowie die 
dazu eingegangenen Stellungnahmen und Unter-
lagen vor, es sei denn, der Antragsgegner hat dem 
Anliegen des Antragstellers entsprochen oder das 
Schlichtungsverfahren hat sich auf andere Weise  
erledigt. 

(4)
Wenn der Schlichter eine weitere Aufklärung des 
Sachverhalts für geboten hält, kann er die Betei-
ligten zu ergänzenden Stellungnahmen auffordern 
oder Auskünfte bei der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht, der Deutschen Bundesbank 
oder bei einer für die außergerichtliche Beilegung 
vergleichbarer Streitigkeiten zuständigen Stelle in 
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum einholen. 

(5)
Eine Beweisaufnahme führt der Schlichter nur durch, 
wenn der Beweis durch die Vorlage von Urkunden 
angetreten werden kann.


